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Beschluss
des Bundesrates

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates mit Maßnahmen der Gemein-
schaft zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche und zur
Änderung der Richtlinie 92/46/EWG
KOM(2002) 736 endg.; Ratsdok. 15831/02

Der Bundesrat hat in seiner 787. Sitzung am 11. April 2003 gemäß §§ 3 und 5
EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

1. Der Bundesrat begrüßt die beginnende Abwendung von der bisherigen Tier-
seuchenpolitik auf europäischer Ebene, deren rigoroses "Stamping-out" aus
tierschutzrechtlicher Sicht stark kritisiert wird und eine Unverhältnismäßigkeit
zu den entstehenden wirtschaftlichen Schäden darstellt. Die Wiedereinführung
von Schutzimpfungen als wertvolles Instrument der Tierseuchenbekämpfung
stellt eine zeitnahe Alternative dar, die auf europäischer Ebene noch konse-
quentere Befürwortung finden sollte.

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, sich bei den Beratungen zur Novelle
der MKS-Richtlinie im Rat der Europäischen Gemeinschaften gegen eine Dis-
kriminierung von Fleisch MKS-schutzgeimpfter Tiere einzusetzen. Insbeson-
dere muss eine Sonderkennzeichnung von Schweinefleisch mit dem "Kreuz-
stempel" nach Artikel 5a der Richtlinie 72/461/EWG unter diesen Voraus-
setzungen unterbleiben. Der Bundesrat verweist in diesem Zusammenhang auf
seine Entschließung vom 1. Juni 2001 (BR-Drucksache 320/01 (Beschluss)).

Ferner erinnert der Bundesrat an seine Entschließung vom 27. September 2001
(BR-Drucksache 621/01 (Beschluss)) und bittet die Bundesregierung, nunmehr
schnellstmöglich Rechtsvorschriften vorzulegen, die eine effektive Bekämpfung
der Maul- und Klauenseuche (MKS) ermöglichen.
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Dabei wird auf die Neuerungen der vorliegenden MKS-Richtlinie hingewiesen,
die unter anderem das "Stand Still" von 72 Stunden, Präventivtötungen in der
1000 m-Zone und Einschränkungen des Personen- und Kraftverkehrs vorsehen.

2. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, bei den weiteren Verhandlungen zum
Verordnungsvorschlag auf EU-Ebene darauf hinzuwirken, dass

- in die Betriebsdefinition gemäß Artikel 2 Buchstabe b auch die Personen-
wohnräume einzubeziehen sind und

- der Ermessensspielraum für die zuständigen Behörden in Bezug auf Ver-
bringungsverbote für Equiden deutlich auszudehnen ist.

Darüber hinaus bittet der Bundesrat die Bundesregierung, bei den weiteren Ver-
handlungen zum Verordnungsvorschlag auf EU-Ebene darauf hinzuwirken,
dass der vorliegende Vorschlag um eine Rechtsgrundlage für die Errichtung von
Straßensperren, Desinfektionsschleusen und die Kanalisierung des Verkehrs
ergänzt wird.

3. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, bei den weiteren Verhandlungen zum
Verordnungsvorschlag auf EU-Ebene darauf hinzuwirken, dass auf die Proble-
matik der MKS bei Wildtieren eingegangen wird. Es sind Maßnahmen zur
Verhinderung einer Einschleppung des MKS-Virus aus der Wildtierpopulation
in Haustierbestände, Zoos etc. sowie Maßnahmen zur Verhinderung der Ein-
schleppung des MKS-Virus aus Haustierbeständen in die Wildtierpopulation zu
ergänzen. Regelungen

- über den Untersuchungsumfang von Haustieren im Falle eines Ausbruchs
der MKS bei Wildtieren,

- bezüglich der Handelsbeschränkungen von Haustieren im Falle eines MKS-
Ausbruchs bei Wildtieren in einem bestimmten Gebiet und

- zur effektiven Bekämpfung eines MKS-Ausbruchs in der Wildtierpopu-
lation

sind unbedingt erforderlich.


